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Wie in der Bundesrepublik mehr getan werden könnte

Von Günther Schmid

Mein Kommentar zu Meidners Beitrag beschränkt sich auf einige Ergänzungen 
aus der Sicht der Bundesrepublik, denn ich kann mir keine bessere Beschreibung 
des Schwedischen Modells vorstellen. Auf kritische Aspekte zur Wirksamkeit 
der schwedischen Arbeitsmarktpolitik hat Meidner selbst aufmerksam gemacht, 
und auf die besonders wunden Punkte hat schon Dymond seine Finger gelegt. 

Ich möchte folgende Fragen zu beantworten versuchen:

— Soll und kann der Arbeitsmarktpolitik in der Bundesrepublik Deutschland 
dieselbe strategische Rolle zugewiesen werden wie in Schweden?

— Welche Maßnahmen eigenen sich am besten zur Lösung der gegenwärtigen 
und zukünftigen Probleme des Arbeitsmarktes?

— Welches sind die Gründe für die von Meidner beschriebene Abweichung der 
schwedischen Arbeitsmarktpolitik von ihrem »Ideal-Pfad«, und was können 
wir daraus lernen?

Bevor ich auf diese Fragen eingehe, möchte ich noch auf eine begriffliche Unter­
scheidung aufmerksam machen. Meidner spricht von »Arbeitskräftepolitik« 
(manpower policy), während ich den Begriff »Arbeitsmarktpolitik« (labour mar­
ket policy) verwende. Ich weiß nicht, ob Meidner den Begriff »Arbeitskräfte­
politik« bewußt gewählt hat, aber ich denke, daß dieser Begriff korrekt die 
schwedische Art und Weise der Arbeitsmarkt-Intervention charakterisiert. »Ar­
beitskräftepolitik« bezieht sich auf Maßnahmen zur Schaffung oder Förderung 
der Beschäftigung, die direkt am Arbeitsangebot oder an der Arbeitsnachfrage 
ansetzen, während »Arbeitsmarktpolitik« aus meiner Sicht auch Maßnahmen 
einschließt, welche die Steuerung und Regelung des Arbeits-Marktes betreffen. 
Das betrifft vor allem regulative Maßnahmen wie Quotenregelungen zugunsten 
Behinderter oder anderer Arbeitskräfte-Gruppen, Regulierung der Mindest­
lohnsätze, Regulierung von Einstellungen oder Entlassungen, Regulierung 
der industriellen Beziehungen, Regulierung der Beiträge und Leistungen der 
Arbeitslosenversicherung. Zwar sind auch im Schwedischen Modell Elemente 
einer arbeitsmarktbezogenen »Ordnungs-Politik« zu erkennen, es überwiegen 
jedoch eindeutig direkte, auf Arbeitskräfte bezogene Maßnahmen wie beruf­
liche Bildung und Weiterbildung, Mobilitätsanreize und Arbeitsbeschaffungs­
maßnahmen.
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Wir sollten jedoch regulative Maßnahmen als funktionales Äquivalent der 
direkten Arbeitskräftesteuerung oder der direkten Versorgung mit (zeitlich befri­
steten) Arbeitsplätzen im Auge behalten, vor allem wenn anzunehmen ist, daß 
die Voraussetzungen der schwedischen Arbeitskräftepolitik in anderen Ländern 
nicht gegeben sind. Ein anderer Grund für die Verschiebung der Aufmerksam­
keit ist die Tatsache, daß regulative Maßnahmen in einigen Ländern schon heute 
eine größere Rolle spielen als in Schweden. Ich erinnere nur an zwei Beispiele 
aus der jüngsten Zeit: an die Änderung des sozialen Sicherungssystems in Groß­
britannien und an das »Beschäftigungsforderungsgesetz« in der Bundesrepublik 
Deutschland.

Die im Oktober 1985 eingeführte Differenzierung der Beiträge zur britischen 
Sozialversicherung (Arbeitslosenversicherung eingeschlossen) nach Einkom­
mensklassen war ganz eindeutig mit arbeitsmarktpolitischen Absichten verbun­
den: Die Gesetzgeber erhoffen sich damit eine Förderung der Beschäftigung, 
weil die progressiven Beitragssätze einen Anreiz zur Schaffung und Akzeptie­
rung von Arbeitsplätzen mit relativ niedrigen Löhnen bilden. Auch der deutsche 
Gesetzgeber beabsichtigte, die Beschäftigung zu stimulieren, indem er 1985 u.a. 
die Regelungen der zeitlichen Arbeitsvertragsgestaltung für einen befristeten 
Zeitraum lockerte: Bis 1989 können Arbeitgeber bei Neueinstellungen und bei 
der Übernahme von Auszubildenden nach der Ausbildung ohne Begründung 
Arbeitsverträge schließen, die bis maximal 18 Monate befristet sind. Dies soll 
dem Arbeitgeber die Entscheidung erleichtern, bei noch unsicheren Ertrags­
erwartungen Neueinstellungen vorzunehmen.

Ich bezweifle die Wirksamkeit beider Maßnahmen: Ich frage mich z.B., 
warum das hochentwickelte Industrieland Großbritannien beginnt, mit Schwel- 
lenländem zu konkurrieren, und für die Bundesrepublik befürchte ich eine 
Umschichtung von Dauerarbeitsplätzen auf befristete Arbeitsplätze mit vermin­
derten Schutzrechten für die Betroffenen, aber mit geringen Nettoeffekten für 
das Beschäftigungsniveau und mit zweifelhaften Effekten für Produktivität und 
sozialen Frieden. Aber das steht hier nicht zur Debatte. Ich wollte lediglich auf 
das Potential regulativer Maßnahmen zur Förderung, aber auch zur Verhinde­
rung erwünschter Beschäftigungs- oder Arbeitsmarktwirkungen aufmerksam 
machen, ein Punkt, der in Meidners Beitrag nicht angesprochen wird.

(1) Ich kehre nun zur ersten Frage zurück. Soll und kann der Arbeitsmarktpoli­
tik in der Bundesrepublik Deutschland dieselbe oder eine ähnliche strategische 
Rolle zugewiesen werden wie in Schweden? Meine Antwort lautet Ja mit einigen 
Einschränkungen, die sich aus dem unterschiedlichen Kontext der deutschen 
Wirtschaft ergeben.

Mein bedingtes Ja gründet sich auf drei Annahmen.
Erstens: Auch in Deutschland ist der Handlungsspielraum für eine expansive 
Budget- und Geldpolitik eingeschränkt, aber sicherlich nicht in dem Maße wie
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in Schweden. Die Bundesrepublik ist weniger als Schweden externen inflationä­
ren Schocks ausgesetzt. Die Inflation beträgt zur Zeit etwa 2% mit einer weite­
ren Tendenz nach unten (1,8% Nov. 1985); dagegen ist die Arbeitslosigkeit auf 
einem Niveau von etwa 9 %. Die Gefahr einer Lohn-Preis-Spirale, die in den 
70er Jahren eine Rolle spielte, ist relativ gering. Darüber hinaus ist der Dienst­
leistungssektor nicht so weit entwickelt wie in Schweden. Dies eröffnet die 
Möglichkeit für eine expansive Budgetpolitik zur Schaffung nichtinflationärer 
Arbeitsplätze im Dienstleistungssektor, aber auch in ausgewählten Industrie­
sektoren, wenn flankierende Qualifikationsmaßnahmen getroffen werden, um 
preistreibende Engpässe zu vermeiden. Generell gilt jedoch auch für die Bun­
desrepublik die Notwendigkeit einer vorsichtigen und eher restriktiven Budget- 
und Geldpolitik.

Zweitens: In der Bundesrepublik ist die solidarische Lohnpolitik nicht in dem 
Maße entwickelt wie in Schweden, dennoch enthält die deutsche Einkommens­
und Lohnpolitik (im Vergleich etwa zu den USA) bedeutende solidarische und 
damit nivellierende Elemente. Ein Anzeichen dafür ist die häufige Klage von 
konservativen, vor allem jedoch von liberalen Politikern, die Löhne seien nach 
Regionen, Sektoren und Qualifikationsstufen nicht ausreichend differenziert, 
der Arbeitsmarkt sei darum erstarrt und nicht gelenkig genug. Der forschen 
Forderung von neoliberalen Wissenschaftlern nach Deregulierung der Tarifver­
träge, d.h. nach der Möglichkeit für einzelne, ihre Arbeitskraft unterhalb der 
Tarifgrenze zu verkaufen (z.B. Soltwedel, 1984), mögen sich jedoch selbst die 
deutschen Arbeitgeberverbände nicht anschließen, da sie offenbar besser als 
einige »Schreibtisch-Radikale« wissen, daß Löhne nicht nur Markträumungs- 
ftinktionen, sondern auch soziale, produktive und konsumtive Funktionen 
haben. In dem Maße freilich, in dem eine solidarische Einkommenspolitik 
gefordert und gefördert wird, ergibt sich auch die Notwendigkeit einer offen­
siven Arbeitsmarktpolitik, um selektives Wachstum zu unterstützen und um den 
Verlust von Arbeitsplätzen zu kompensieren.

Drittens: Die Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik in der Bundesrepublik 
sind erheblich niedriger als in Schweden. Sie betrugen im Durchschnitt der letz­
ten 10 Jahre etwa 0,8% des Bruttoinlandsprodukts gegenüber durchschnittlich 
2% in Schweden. Die von Meidner beklagte Fehlentwicklung in Schweden, 
nämlich der Arbeitsmarktpolitik eine zu hohe Verantwortung für die Vollbe­
schäftigung zuzuweisen, steht in der Bundesrepublik nicht zur Debatte. Die 
Wirksamkeit der Arbeitsmarktpolitik ist im allgemeinen gut und im Hinblick auf 
Nettobeschäftigungseffekte sogar besser als in Schweden (Johannesson/Schmid, 
1980). In anderen Worten: Der Grenznutzen einer zusätzlichen Ausgabe für 
Arbeitsmarktpolitik ist in der Bundesrepublik höher als in Schweden. Es muß 
freilich zugestanden werden, daß der wissenschaftliche wie politische Konsens 
über die Wirksamkeit arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen nicht hoch ist (für
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gegensätzliche Auffassungen vgl. z.B. Schmid, 1982; Soltwedel, 1984). Vieles 
muß noch zur besseren Fundierung der Evaluierung arbeitsmarktpolitischer 
Instrumente geleistet werden. Ein Teil der Differenzen erklärt sich jedoch 
auch aus der unterschiedlichen Bewertung arbeitsmarktpolitischer Zielgrößen. 
Darüber hinaus sind die institutionellen Rahmenbedingungen für die Admini­
stration oder Implementation selektiver Arbeitsmarktpolitik in der Bundes­
republik andere als in Schweden, so daß es auch aus diesem Grund vernünftig 
erscheint, Alternativen zur schwedischen Form der Arbeitskräftepolitik ins 
Auge zu fassen.

(2) Ich komme nun zur zweiten Frage: Welche arbeitsmarktpolitischen Maß­
nahmen eignen sich am besten zur Lösung der gegenwärtigen und künftigen 
Probleme des Arbeitsmarktes?

Meidners Antwort auf diese Frage ist eindeutig: Für den Rest der 80er Jahre 
soll nicht nur das Volumen der schwedischen Arbeitsmarktpolitik reduziert 
werden, auch die Struktur der Maßnahmen soll sich wieder dem ursprüng­
lichen Rehn/Meidner-Modell anpassen. Anstatt in zunehmendem Maße feh­
lende Nachfrage zu kompensieren, soll sich die Arbeitsmarktpolitik wieder 
stärker dem Arbeitsangebot zuwenden und folgende Instrumente bevorzugen: 
Mobilitätszuschüsse, berufliche Bildung (nicht nur für Arbeitslose), Arbeitsver­
mittlung und Lohnkostensubventionen zur Stimulierung zusätzlicher Einstellun­
gen. Diese angebotsorientierten Maßnahmen sollen komplementär und nicht 
substitutiv zu einer »aktiven Politik industrieller Entwicklung« dienen. Meine 
Anmerkungen dazu sind wieder Ergänzungen oder Modifikationen entspre­
chend den unterschiedlichen Bedingungen der Bundesrepublik, kein grundsätz­
licher Widerspruch.

Erstens: Zunächst stimme ich Rudolf Meidners zentraler Aussage zu, daß »die 
Arbeitsvermittlung die zentrale Komponente im Arsenal der Arbeitskräftepoli­
tik ist, bei der marginale Verbesserungen die größtmöglichen Wirkungen erwar­
ten lassen«. Das gilt um so mehr für die Bundesrepublik, deren Arbeitsvermitt­
lungsdienste noch nicht so weit entwickelt sind wie in Schweden. Verbesserung 
der V&mutüungs-Dienstleistungen ist vor allem für die Schwervermittelbaren 
notwendig. Evaluierungsstudien in der Bundesrepublik weisen darauf hin, daß 
dienstleistungsorientierte Maßnahmen (wie Vermittlung von Basisqualifikatio­
nen, intensive Beratung und Betreuung von Betrieben sowie Arbeitsuchenden) 
effektiver sind als generelle Lohnsubventionen, die in waehstumsschwachen 
Perioden mit hoher Arbeitslosigkeit allenfalls notwendige, aber keine hinrei­
chende Bedingung für die verstärkte Einstellung dieser schwervermittelbaren 
Arbeitskräfte-Gruppen sind (Schmid/Semlinger, 1980; Semlinger/Schmid, 
1985). Ein weiteres Argument für diese (Um-)Orientierung liefert die Imple­
mentationstheorie: je effektiver die Vermittlungs-Dienstleistungen in der Bedie­
nung des unmittelbaren Arbeitskräftebedarfs der Betriebe (offene Stellen) sind,
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desto größer die Möglichkeit der Arbeitsverwaltung, die Betriebe auf der Grund­
lage des geschaffenen Vertrauens zur Einstellung von Schwervermittelbaren zu 
motivieren und Vorurteile abzubauen.

Zweitens: Die für die schwedische Situation (stark entwickelter öffentlicher 
Dienstieistungsbereich) verständliche Betonung zukünftiger Arbeitsmarktpoli­
tik als Komplement »aktiver Industriepolitik« bedarf, auf die Bundesrepublik 
bezogen, der Modifikation. Hier sind — im Vergleich zu Schweden oder zu den 
USA — die öffentlichen wie privaten Dienstleistungen noch entwicklungsbe­
dürftig. Daher erscheint es sinnvoll, öffentliche Arbeitsbeschafftmgsmaßnah- 
men (neben ihrer Funktion des Ersatzarbeitsmarktes für Schwervermittelbare) 
als Instrument zur Aufdeckung latenter Bedarfe öffentlicher Dienstleistungen zu 
nutzen. Im Erfolgsfall führt diese Strategie zur Schaffung von Dauerarbeits­
plätzen im öffentlichen oder halböffentlichen Sektor.

Drittens: Mein anderer Vorschlag zur Modifikation des von Meidner vorge­
schlagenen Zukunftsmodells ist eher grundsätzlicher Art. Ich sehe eine weitver­
breitete Zustimmung zu der These, daß Beschäftigungswachstum zunehmend 
von Investitionen im verarbeitenden Gewerbe abgekoppelt wird. Dies scheint 
vor allem für große Betriebe mit Massenproduktion zu gelten, weniger für kleine 
und mittlere Betriebe, die mit der Strategie »flexibler Spezialisierung« Markt­
nischen aufdecken können. Das Wachstumspotential dieses Betriebstypus hängt 
jedoch stark von der Verfügbarkeit billiger produktionsorientierter Dienstlei­
stungen innerhalb oder außerhalb des Betriebes ab (Marketing, Forschung und 
Entwicklung, Finanzierung, Beratungsleistungen). Mehrere empirische Stu­
dien — die Arbeiten an unserem Institut eingeschlossen (Alban, 1984; Hüll, 1984; 
Albrecht/ Schmid, 1985) — geben Hinweise auf eine positive Korrelation zwi­
schen der Stabilisierung oder gar dem Wachstum industrieller Beschäftigung 
und produktionsorientierter Dienstleistungen. Ich ziehe daraus den Schluß, daß 
Arbeitsmarktpolitik im Rahmen ihrer Möglichkeiten die Entwicklung produk­
tionsorientierter Dienstleistungen für kleine und mittlere Betriebe fördern sollte. 
Beispiele dafür wären die Bereitstellung von Fortbildungstrainern an Betriebe, 
die über keine eigenen Weiterbildungskapazitäten verfügen; der Ausbau multi- 
funktionaler Trainingszentren für moderne Produktionstechnologien; der Aus­
bau des technischen Beratungsdienstes der Arbeitsverwaltung; die Anstoß- 
Subventionierung von Marketing und Forschungspersonal für kleine und mitt­
lere Betriebe.

Viertens: Ich bin nicht sicher, ob ich dem Schwedischen Modell gerecht werde 
mit der Behauptung, daß es im wesentlichen ein Modell der Förderung des 
Beschäftigungsniveaus unter den Bedingungen hoher Wachstumsraten und 
schnellen strukturellen Wandels darstellt. Als ein Modell der gleichmäßigeren 
Verteilung des nachgefragten Arbeitsvolumens (oder der Arbeitsplatz-Teilung) 
unter den Bedingungen eingeschränkten Wachstums und schnellen strukturellen
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Wandels erscheint es mir weniger geeignet. Dies sind jedoch, zumindest für die 
Bundesrepublik, die mittelfristigen Rahmenbedingungen: rasches Wachstum 
erscheint weder möglich noch wünschenswert angesichts der Belastungen natür­
licher Ressourcen und der Umwelt. Jedenfalls reichen auch bei einem Gelingen 
der oben erwähnten selektiven Wachstumsstrategien die Beschäftigungseffekte 
nicht aus, den mittelfristig großen Überhang an Arbeitsangebot (Massenarbeits­
losigkeit) zu absorbieren.

Arbeitsmarktpolitik der Zukunft muß daher in einem stärkeren Maße als 
bisher eine Politik der Beschäftigungs-Umverteilung sein. Ich habe daher 
Zweifel an Meidners Schlußfolgerung, daß »mehr dauerhafte (Lohn-)Subven- 
tionen mit dem Ziel, die Beschäftigungsexpansion anzureizen«, eingeführt 
werden sollten. Ich würde mich dieser Empfehlung anschließen, wenn diese 
längerfristigen Lohnsubventionen mit Elementen der Beschäftigungs-Umvertei­
lung kombiniert werden. Solche bedingten Lohnsubventionen könnten folgende 
Formen annehmen:
— Lohnsubventionen für allgemeine Arbeitszeitverkürzungen in Kombination 

mit einer entsprechenden Beschäftigungssteigerung (zu einem entsprechen­
den Vorschlag vgl. Scharpf/Schettkat, 1984);

— Reduzierung der relativen Lohnnebenkosten für reguläre und verkürzte 
Arbeitszeiten und entsprechende relative Erhöhung der Lohnnebenkosten 
für Überstunden durch eine entsprechende Differenzierung der Beiträge zur 
Arbeitslosen- und Rentenversicherung.

(3) Und nun zur letzten Frage: Welches sind die Gründe der Abweichung der 
schwedischen Arbeitsmarktpolitik von ihrem im Rehn/Meidner-Modell vorge­
zeichneten »Idealpfad«? Ich möchte Meidners plausiblen Gründen (Ende der 
Beschäftigungsexpansion im öffentlichen Sektor, wachsende »Disfunktionen« 
auf dem Arbeitsmarkt) ein weiteres Argument hinzufügen, warum die schwedi­
schen Politiker in den letzten Jahren zunehmend Zuflucht zur nachfrageorien­
tierten anstatt zur angebotsorientierten Arbeitsmarktpolitik gesucht haben. Die­
ses Argument hat, kurz gesagt, etwas mit der institutionellen Verteilung der 
Kosten der Arbeitslosigkeit im Vergleich zur institutionellen Verteilung der 
Kosten und Nutzen aktiver Arbeitsmarktpolitik zu tun.

Ob eine politische Institution (Zentralstaat, Land, Provinz/Kreis, Kommune) 
ein arbeitsmarkt- oder beschäftigungspolitisches Programm startet, hängt unter 
vielen anderen Dingen von der relativen Höhe der Kosten, der institutioneilen 
Verteilung dieser Kosten und von der Gewißheit der Einsparungen oder der (fis­
kalischen) Rückflüsse ab. In anderen Worten: Die Wahrscheinlichkeit eines 
Beschäftigungsprogramms sinkt,
— je mehr die Programmkosten die (alternativen) Kosten der Arbeitslosigkeit 

übersteigen,
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— je größer die Inkongruenz der institutionellen Verteilung der Programm­
kosten und der institutioneilen Verteilung der eingesparten (alternativen) 
Arbeitslosigkeitskosten oder der (fiskalischen) Rückflüsse einer Beschäfti­
gungssteigerung,

— je größer die Ungewißheit der Einsparungen oder Rückflüsse aufgrund von 
Substitutions-, Verdrängungs- und Mitnahmeeffekten.

Mein Argument lautet vereinfacht, daß sich die schwedische Arbeitsmarktpoli­
tik u.a. deswegen zunehmend auf die weniger effizienten öffentlichen Arbeits­
beschaffungsmaßnahmen konzentrierte, weil
— erstens deren Programmtesten die (alternativen) Kosten der Arbeitslosigkeit 

kaum übersteigen oder sogar geringer sind,
— zweitens die Institutionen, die das Programm bezahlen (in Schweden der 

Staat, die Regierungsbezirke und die Gemeinden), ihrem Kostenanteil ent­
sprechend Einsparungen oder Rückflüsse erzielen, und

— drittens die Einsparungen oder Rückflüsse mit großer Gewißheit von allen 
Beteiligten erwartet werden können.

Alle drei Bedingungen für eine hohe Wahrscheinlichkeit der Realisierung ar­
beitsmarktpolitischer Programme sind beispielsweise für berufliche Weiterbil­
dungsprogramme weniger günstig: deren unmittelbare Programmtesten über­
steigen erheblich die (alternativen) Kosten der Arbeitslosigkeit; der schwedische 
Staat und die staatliche (freilich relativ autonome) Arbeitsmarktbehörde bezah­
len einen Großteil der Programmkosten; die fiskalischen Erträge oder Einspa­
rungen fließen zum Teil jedoch an die Regierungsbezirke und Kommunen, die 
an der Finanzierung überhaupt nicht beteiligt sind, und schließlich besteht eine 
hohe Ungewißheit über die tatsächliche Beschäftigungswirkung und damit über 
Rückflüsse in Form höherer Steuereinnahmen.

Dieses zusätzliche Argument zur Erklärung der Abweichung des Schwedi­
schen Modells von seinem »Idealpfad« ist sicherlich noch etwas spekulativ und 
bedarf weiterer Überprüfung. Es sollte auch lediglich die Bedeutung institutio­
neller »Opportunitäts-Kosten-Betrachtungen« unterstreichen. Viel Forschung im 
Felde institutioneller Anreize der Arbeitsmarktpolitik bleibt noch zu tun (im 
Ansatz dazu vgl. Bruche/Reissert, 1985: 132ff; Schmid, 1986; Wadensjö, 1985). 
Institutionelle Arrangements, d.h. falsche institutioneile Anreize, können 
jedoch auch »Barrieren der Vollbeschäftigung« sein.
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